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Motivation

Viele öffentliche Förderprogramme zielen darauf ab, zu-
sätzliche wirtschaftliche Aktivitäten zu induzieren und  da -
mit das Wohlstandsniveau eines Landes oder einer Region
zu erhöhen. Dies erfordert zunächst den Einsatz öffent -
licher Mittel, generiert dem Staat zugleich aber durch die
förderinduzierten Wachstumseffekte auch  zusätzliche Ein-
nahmen. Das Verhältnis von förderinduzierten Rückflüssen
der öffentlichen Hand zu den von ihr verausgabten Förder-
mitteln wird als „Selbstfinanzierungsquote“ bezeichnet.

Die Höhe der Selbstfinanzierungsquote hängt we-
sentlich davon ab, inwieweit die Förderung tatsächlich
zusätzliche Wachstumseffekte induziert. Nur wenn eine
Förderung über rein distributive Effekte hinaus zu einer
Zunahme der gesamtwirtschaftlichen Aktivität führt, kann
es überhaupt zu einer (teilweisen oder vollständigen)
Selbstfinanzierung kommen.1 Bevor eine Selbstfinan zie -
rungsquote berechnet werden kann, muss daher eine ge-
naue Analyse der Förderwirkung vorgenommen werden.
Hierbei geht es um die Frage, welche ökonomischen Fol-
gen Finanzhilfen oder Steuererleichterungen haben.

In der Literatur finden sich mittlerweile eine Reihe von
Studien [u. a. JANSSEN-TIMMEN und VON LOEFFELHOLZ

(2004), KUCKSHINRICHS et al. (2009), GÜNTHER et al.
(2011), SPARS et al. (2011)] zu den potenziellen ökono -
mischen Folgen von Förderung. Diese Studien bringen
verschiedenste ökonomische Effekte mit Förderung in
Verbindung. Die Effekte werden dabei stets vor dem Hin-
tergrund eines bestimmten Verständnisses wirtschaft -
licher Zusammenhänge (d. h. eines Modells) untersucht,
ohne dass dies immer kenntlich gemacht wird. Ange-
sichts der verschiedenen Modellwelten und der Vielfalt
der potenziellen Förderwirkungen ist es schwierig, die
 jeweilige Bedeutung einzelner Effekte zu beurteilen und
zu verstehen, wie diese in der Summe wirken.

Unabhängig von den unterstellten ökonomischen Fol-
gen gestaltet sich auch die Beurteilung der fiskalischen
Rückflüsse selbst als schwierig. In der Literatur wird der
Kreis der mit Blick auf die Selbstfinanzierungsquote rele-
vanten Empfänger dieser Rückflüsse unterschiedlich weit
gezogen. Je weiter aber der Kreis gezogen wird, desto
höher fällt die Selbstfinanzierungsquote aus.

Vor diesem Hintergrund hat das BUNDESMINISTERIUM

DER FINANZEN (BMF) das IFO INSTITUT (Niederlassung Dres-
den) damit beauftragt, auf theoretischer und empirischer

Basis abzuleiten, unter welchen Umständen und in wel-
cher Höhe es überhaupt zu einer Selbstfinanzierung von
Förderprogrammen kommen kann [KLOSS et al. (2012)].
Im vorliegenden Beitrag werden die wesentlichen Ergeb -
nisse der Studie zusammengefasst. Es werden sowohl
die intendierten Fördereffekte als auch vier in der Litera-
tur weithin akzeptierte „Nebenwirkungen“ von Förderung
(der Mitnahme-, der Substitutions-, der Verdrängungs-
und der Finanzierungseffekt) diskutiert. Der Schwerpunkt
der Darstellung liegt auf der Bedeutung, den unterschied-
liche Annahmen zu den einzelnen Effekten für die Höhe
der berechneten Selbstfinanzierungsquote haben. Zudem
wird in diesem Beitrag auf die Erfassung der einzelnen
fiskalischen Rückflüsse eingegangen.

Intendierte Fördereffekte

Die meisten Förderprogramme haben –  direkt oder in -
direkt – zum Ziel, die wirtschaftliche Produktion und die
Beschäftigung zu steigern. Die Höhe der Produktions-
und Beschäftigungseffekte hängt davon ab, welche Sek-
toren letztendlich von der Förderung profitieren. Sollen
diese Effekte ex-ante quantifiziert werden, sind Annah-
men hinsichtlich der Vorleistungsverflechtung, der Kapa-
zitätsauslastung, der Übertragung von Produktions- in
Beschäftigungseffekten und der Verwendung des zu-
sätzlich erwirtschafteten Einkommens notwendig.

Eine Förderung wirkt zunächst einmal in demjeni-
gen Sektor, in dem die geförderte Nachfrage anfällt (so -
genannter direkter Effekt). Wird beispielsweise der Kauf
von Neuwagen gefördert, ist dies der Automobilbau. Die
höhere Endnachfrage nach Kraftfahrzeugen erhöht aber
auch die Nachfrage der Automobilbauer nach ihren Vor-
leistungsgütern, sodass sich nicht nur die Produktion von
Kraftfahrzeugen, sondern z. B. auch die Produktion von
Metallerzeugnissen erhöht. Dadurch steigt aber auch die
Nachfrage der Vorleister der Automobilindustrie nach den
Gütern ihrer eigenen Vorleister (z. B. Stahl) usw. Die Stei-
gerung der inländischen Produktion (d. h. des inländi-
schen Bruttoproduktionswertes) über die gesamte Vor -
leistungskette hinweg wird als indirekter Effekt bezeichnet.

Zur Ermittlung der Selbstfinanzierungsquote von
staatlichen Förderprogrammen
Michael Kloß und Oskar Krohmer*

* Michael Kloß und Oskar Krohmer sind Doktoranden der Dresdner Nie-
derlassung des ifo Institut – Leibniz-Institut für Wirtschaftsforschung an
der Universität München e.V.
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Während die Größe des direkten Effekts im Wesent -
lichen von der Höhe der durch die Förderung ange-
stoßenen zusätzlichen Endnachfrage abhängt, wird der
Umfang des indirekten Effekts von der Verknüpfung der
inländischen Sektoren untereinander und den Kapazi -
tätsauslastungen in den einzelnen Sektoren bestimmt.
Annahmen zur Kapazitätsauslastung haben daher einen
erheblichen Einfluss auf die berechneten Förder effekte
und die zu erwartende Selbstfinanzierungs quote: In  einer
Welt, in der die Kapazitäten derart unteraus gelastet sind,
dass jedwede Steigerung der End- und Vorleistungs-
nachfrage durch eine Steigerung der in ländischen Pro-
duktion befriedigt werden kann, wird die Förderung we-
sentlich größere fiskalische Rückflüsse generieren als in
einer Welt nahezu ausge lasteter Kapazitäten.

Mit der Steigerung der Produktion geht regelmäßig
auch eine Steigerung der Arbeitsstunden und somit der
Lohnsumme einher. Fraglich ist, inwieweit das zusätz-
lich erwirtschaftete Einkommen erneut nachfragewirksam
wird und so eine weitere Produktionssteigerung bewirkt
(sogenannter einkommensinduzierter Effekt), und inwie-
weit die Ausweitung der Produktion (als Summe aus di-
rektem, indirektem und einkommensinduziertem Effekt)
in eine Ausweitung der Beschäftigung mündet.

In der klassischen und neoklassischen Theorie wird
unterstellt, dass die Summe aller Einkommen dem  Ge -
samtwert aller in der Volkswirtschaft produzierten Güter
entspricht. Durch die Produktion eines zusätz lichen Gutes
wird folglich genau dasjenige Einkommen erwirtschaftet,
das nötig ist, um dieses zusätzliche Gut zu  kaufen 
(Say’sches Theorem). Von dem zusätzlich erwirtschafteten
Einkommen können daher keine weiteren Nach frage -
impulse ausgehen und der Gesamt effekt der Förderung
beschränkt sich auf die Summe aus  direktem und indi-
rektem Effekt. Dagegen generiert zusätzliche Produktion
in einer keynesianischen Modellwelt mit Unterbeschäf -
tigung zusätzliche Beschäftigung und zusätzliches Ein-
kommen, durch dessen nachfrageseitige Verwendung
weitere Produktion mit der Erwirtschaftung weiteren Ein-
kommens angestoßen wird. Dadurch entsteht ein Kreis-
lauf, wobei in  jeder Runde das jeweils  zusätzlich erwirt-
schaftete verfügbare und im Inland nachfragewirk same
Ein kommen durch Steuern, Sozialversicherungsbeiträge
und die  Importnachfrage sinkt. Der Gesamteffekt der
För derung fällt gegenüber der neoklassischen Modell-
welt größer aus, weil neben dem direkten und indirekten
nun auch der einkommensinduzierte Effekt berücksich-
tigt wird.

Aus der förderinduzierten Steigerung von Produk -
tion und Lohnsumme sollte aber nicht geschlossen
werden, dass jede Ausweitung der Produktion auto -
matisch zu  einer proportionalen Ausweitung der Be-
schäftigung führt. Es ist durchaus möglich, dass ein 

Teil des zusätzlichen Arbeitsaufwands durch zusätzliche
Arbeitszeit der bestehenden Beschäftigten aufgefangen
wird. Dies ist insbesondere von Bedeutung, wenn in 
die Berechnung der Selbstfinanzierungsquote Entlas -
tungen der Sozialversicherungsträger durch eine Ver -
 ringerung der Arbeitslosenzahl einfließen sollen. Welche
 Bedeutung die unterschiedlichen Annahmen für die be-
rechnete Selbstfinanzierungsquote haben, lässt sich
zum Beispiel in den Studien von KUCKSHINRICHS et al.
(2009) und KUCKSHINRICHS et al. (2011) ablesen. Beide
Untersuchungen berechnen die Fördereffekte für jeweils
zwei Szenarien: Im ersten Szenario wird unterstellt,
dass der gesamte Mehrbedarf an Arbeitskräften in neu
geschaffene Beschäftigungsverhältnisse mündet; im zwei -
ten Szenario wird die gesamte förderinduzierte Arbeits-
nachfrage durch Überstunden gedeckt.

Dennoch bleibt festzuhalten, dass in der Tendenz
die fiskalischen Rückflüsse der Förderung umso größer
sind, je größer die intendierten direkten, indirekten und
gegebenenfalls einkommensinduzierten Produktions-
und Beschäftigungseffekte ausfallen. Allerdings wird die
gesamtwirtschaftliche Wirkung der Förderung auch von
einigen unerwünschten „Nebenwirkungen“ beeinflusst.
Diese „Nebenwirkungen“ werden im Folgenden näher
be leuchtet.

Mitnahmeeffekte

Der Mitnahmeeffekt beschreibt den Fall, dass die geför-
derte ökonomische Aktivität (zumindest teilweise) auch
ohne Förderung stattgefunden hätte. In dem oben ge-
nannten Beispiel des geförderten Neuwagenkaufs tritt
Mitnahme dann auf, wenn ein Haushalt auch ohne die
Förderung einen Neuwagen erworben hätte und die
Förderung nur in Anspruch nimmt, um weniger eigene
Mittel für den Erwerb des neuen Fahrzeugs aufwenden
zu müssen. Je größer die Mitnahme ausfällt, desto ge-
ringer ist der Anstoßeffekt der Förderung im geförderten
Bereich und desto geringer sind tendenziell die förder-
induzierten fiskalischen Rückflüsse.

Da der Fördermittelgeber in der Regel nicht beob-
achten kann, ob ein Fördermittelnehmer die geförderte
Aktivität nur auf Grund der Förderung vornimmt oder
nicht, ist Mitnahme in der täglichen Förderpraxis kaum
zu vermeiden. Beispielsweise ermitteln BLUM und FREYE

(2009) für die Umweltprämie2 eine Mitnahmequote 
von mindestens 75 %. Der Mitnahmeeffekt sollte daher
auch bei der Berechnung von Selbstfinanzierungs -
quoten Berücksichtigung finden. In diesem Fall sind aber
auch die ökonomischen Wirkungen der mitgenomme-
nen Mittel zu betrachten. Denn diese Mittel „verfallen“
keineswegs, sondern werden von den jeweiligen Emp-
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fängern anderweitig verwendet. Sie lösen daher einen
positiven ökonomischen Effekt in nicht-geförderten Be-
reichen aus. Beispielsweise könnte der Haushalt die -
jenigen privaten Mittel, die er dank der Förderung beim
Kauf des Neuwagens „gespart“ hat, für die Erneuerung
seiner Wohnungseinrichtung verwenden. Auch wenn
eine solche Verwendung dem Lenkungsanspruch von
Fördermaßnahmen zuwiderläuft, sollten die positiven
Nachfrageimpulse in den nicht-geförderten Bereichen
(samt der von ihnen ausgelösten direkten, indirekten
und gegebenenfalls einkommensinduzierten Effekte) in
einer gesamtökonomischen Analyse der Förderung be-
achtet werden.

Wird der Mitnahmeeffekt nicht berücksichtigt, fällt 
die berechnete Selbstfinanzierungsquote tendenziell ver-
gleichsweise hoch aus. Implizit wird in diesem Fall unter-
stellt, dass die geförderte Aktivität vollständig auf die
Subvention zurückzuführen ist (ausschließliche Anstoß -
wirkung). Diese Annahme stützt sich häufig auf zwei Vor-
stellungen: Es wird implizit angenommen, dass es für
den Fördermittelgeber möglich ist, zwischen den auch
ohne Förderung realisierten (inframarginalen) Einheiten
und den förderinduzierten Einheiten zu unterscheiden,
und es wird nur danach gefragt, ob das konkrete Vorha-
ben ohne die Förderung realisiert worden wäre. Letzteres
ist insofern problematisch, als es sich bei der Entschei-
dung für oder gegen eine ökonomische Aktivität zumeist
nicht um eine einfache Ja-Nein-Entscheidung handelt.
Auch wenn das betrachtete Vor haben ohne Förderung
nicht durchgeführt worden wäre, so wären andere (evtl.
kleinere) Vorhaben zustande gekommen.

Substitutionseffekte

In denjenigen Fällen, in denen die geförderte Aktivität
tatsächlich nur wegen der Förderung durchgeführt
wird, können zwar keine Mitnahme-, dafür aber Sub -
stitutionseffekte auftreten. Das liegt daran, dass eine
 Förderung –  im Gegensatz zu einem bedingungslosen
Transfereinkommen – immer den Preis der geförderten
Aktivität relativ gegenüber den Preisen anderer Akti -
vitäten senkt. Die ökonomischen Akteure investieren
 daraufhin mehr in das nun relativ günstigere Gut. Diese
Verhaltensänderung entspricht zumeist auch der ge-
wünschten Lenkungswirkung der Förderung. Beispiels-
weise hätte sich der Haushalt ohne die Förderung statt
eines Neuwagens vielleicht nur einen Gebrauchtwagen
gekauft. Bedingt durch die Förderung wurde der ge-
plante, aber nicht geförderte Kauf des Gebrauchten
durch den geförderten Kauf eines Neuwagens substi -
tuiert. Die Substitution kann auch über die Zeit erfolgen
(Vorzieheffekte). Analog entstehen Substitutionseffekte,

wenn sich anstelle von Güterpreisen die Faktorpreise
förderbedingt ändern. So induziert die Förderung von
Investitionen einen relativen Kostenvorteil von  Maschi -
nenarbeit im Vergleich zu menschlicher Arbeit. Dies
wiederum kann zu einer Substitution zwischen den
 Produktionsfaktoren Arbeit und Kapital führen.

Durch Substitution entstehen negative Produktions-
und Beschäftigungseffekte in denjenigen Bereichen, in
denen die Wirtschaftssubjekte auf Grund der Förde-
rung nun weniger investieren. In der Folge verringern
sich in diesen Bereichen die fiskalischen Rückflüsse
 gegenüber dem Fall ohne Förderung. Daher wird die
Selbstfinanzierungsquote tendenziell überschätzt, wenn
sie ohne Rücksicht auf potenzielle Substitutionseffekte
ermittelt wird. Zum Beispiel errechnen BLUM und FREYE

(2009) in ihrer bereits genannten Untersuchung zur
 Umweltprämie, dass 1.000 €, die zum Kauf eines Pkw
verwendet werden, öffentliche Steuer- und Ab gaben -
einnahmen in Höhe von 410 € generieren. Würden diese
1.000 € aber „entsprechend der üblichen Ausgaben-
struktur der Haushalte verwendet“, ergäben sich öffent-
liche Einnahmen in Höhe von 500 € [vgl. BLUM und
FREYE (2009, S. 10)].

Substitution würde nur dann nicht auftreten, wenn
die Wirtschaftssubjekte auf förderinduzierte Änderun-
gen in den relativen Preisen nicht mit einer Anpassung
der von ihnen konsumierten Güter und Dienstleitungen
reagierten, etwa weil die investierten Summen ohne
Förderung überhaupt nicht nachfragewirksam gewor-
den wären. Dies impliziert aber, dass die Wirtschafts-
subjekte ihren Nutzen unter den ursprünglichen und/
oder den neuen relativen Preisen nicht maximieren. Dies
erscheint wenig plausibel. Vielmehr werden die Wirt-
schaftssubjekte bereits vor der Förderung das gesamte
ihnen zur Verfügung stehende Budget auf die verschie-
denen Güter aufgeteilt haben, wobei die Auf teilung von
den relativen Güterpreisen abhängt. Ändern sich die  rela -
tiven Güterpreise förderbedingt, werden nutzen maxi -
mie rende Individuen die Aufteilung ihres Budgets auf die
verschiedenen Güter entsprechend anpassen.

Verdrängungseffekte

Förderung beeinflusst nicht nur die Verwendung der
verfügbaren Mittel, sondern auch die Allokation von
Pro duktionsfaktoren. Dies hat zur Folge, dass geför -
derte Betriebe knappe Produktionsfaktoren aus nicht-
geförderten Betrieben attrahieren und diese so vom
Markt verdrängen. Derartige Verdrängungseffekte treten
nur dann nicht auf, wenn jede zusätzliche Faktornach-
frage durch ungebundene Produktionsfaktoren be dient
werden kann.
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Untersuchungen, die Verdrängungseffekte qua An nahme
ausschließen, unterstellen folglich implizit eine Unter -
beschäftigung aller Produktionsfaktoren sowie un be -
grenzte Faktormobilität. Durch diese Annahmen wird
beispielsweise ein etwaiger Mangel an Fachkräften ver-
nachlässigt. Zudem wird unterstellt, dass Kapazitäten
ausreichend zur Verfügung stehen. Eine Förderung führt
unter diesen Annahmen stets zu einer Erhöhung der
gesamtwirtschaftlichen Beschäftigung bei gleichbleiben-
den Faktorpreisen.

Tatsächlich muss aber davon ausgegangen wer-
den, dass zumindest in Teilbereichen (hoch qualifizierte
 Arbeitskräfte, Arbeitskräfte auf regionalen Teilmärkten)
das Arbeitsangebot nicht unbegrenzt elastisch ist.
Wächst durch Förderung in einem Sektor der Bedarf an
Arbeitskräften, kann dies dazu führen, dass die Löhne
im geförderten Sektor steigen und damit Arbeitskräfte
aus anderen Wirtschaftsbereichen in den geförderten
Bereich wechseln; das gesamtwirtschaftliche Beschäf-
tigungsniveau bliebe dann unverändert. Daher wird sich
die Vernachlässigung derartiger Zusammenhänge ten-
denziell in einer Überschätzung des tatsächlichen ge-
samtwirtschaftlichen Output- und Beschäftigungseffekts
niederschlagen.

Finanzierungseffekte

Schließlich tritt bei jeder Förderung noch ein sogenann-
ter Finanzierungseffekt auf: Der Fördermittelgeber muss
zunächst die benötigten finanziellen Mittel aufbringen,
bevor er diese als Fördermittel ausgeben kann. Diese
Mittelbindung erzeugt gesamtwirtschaftliche Effekte, die
im Rahmen der Berechnung von Selbstfinanzierungs-
quoten berücksichtigt werden müssen.

Um die Fördermittel aufbringen zu können, müssen
öffentliche Ausgaben an anderer Stelle gekürzt, Steuern
erhöht oder von der öffentlichen Hand zusätzliche
 Kredite aufgenommen werden. Jede dieser Finanzie-
rungsarten entfaltet potenziell negative ökonomische
Im pulse. Eine Kürzung der öffentlichen Ausgaben 
an anderer Stelle reduziert die gesamtwirtschaftliche
Nachfrage in den betroffenen Bereichen. Eine Steuer -
finanzierung reduziert die im privaten Sektor verblei -
benden Mittel, wodurch Konsum und/oder Investitio-
nen negativ betroffen werden. Denkbar ist auch, dass
die privaten Haushalte bei erhöhten Steuern mit einer
 Änderung ihrer Konsumstruktur (bei der Anhebung 
von Gütersteuern) oder des Arbeitsangebots (bei einer
Anhebung der Einkommensteuer) reagieren, was wei -
tere negative Output- und Beschäftigungseffekte indu-
zieren kann. KLEVEN und KREINER (2003) ermitteln für
Deutschland, dass durch das steuerinduzierte Aus-

weichverhalten eine Anhebung der Lohnsteuer zu zu-
sätzlichen Kosten in Höhe von 112 % je Euro Steuer-
mehraufkommen führt: Neben dem Euro, der als    Steuer
abgeführt wird, fallen weitere 1,12 € Wohlfahrtskosten
an. Nimmt der Staat stattdessen zusätzliche Kredite
auf, um die Fördermittel zu finanzieren, könnte dies (in
geschlossenen Volkswirtschaften) zu Zinssteigerungen
und damit verbunden zu einer Verringerung der privaten
Investitionstätigkeit führen; in einer offenen Volkswirt-
schaft käme es zu einem wechselkursbedingten „crow-
ding-out“. Antizipieren die privaten Haushalte darüber-
hinaus, dass zur Rückzahlung dieser Kredite die Steuern
zu einem späteren Zeitpunkt angehoben werden müs-
sen, werden sie ihr Verhalten entsprechend bereits zum
Zeitpunkt der Kreditaufnahme anpassen. Es ist in die-
sem Fall mit zusätzlichen Ausweichreaktionen zu rech-
nen.3 Die angesprochenen negativen Im pulse würden
nur dann nicht auftreten, wenn die Fördermittel aus
dem Nichts geschaffen werden könnten. Dies ist aber
nicht möglich.

Unabhängig von der konkreten Finanzierungsart
verringert das Aufbringen der Fördermittel also öko -
nomische Aktivität in nicht-geförderten Bereichen. Wie
auch beim Substitutionseffekt sinken dadurch die in
diesen Bereichen generierten fiskalischen Rückflüsse
gegenüber dem Zustand ohne Förderung. Folglich wird
die Selbstfinanzierungsquote tendenziell überschätzt,
wenn sie ohne Rücksicht auf den Finanzierungseffekt
berechnet wird. Für eine realistischere Abschätzung
sollten vielmehr die Herkunft der auszugebenden För-
dermittel und die mit ihr verbundenen ökonomischen
Wirkungen –  insbesondere potenzielle Ausweich- und
Antwortreaktionen  – eindeutig bestimmt werden. In -
wieweit konkrete Annahmen hinsichtlich Mittelherkunft
und ihren ökonomischen Folgen zu einer Über- oder
Unterschätzung der tatsächlichen Selbstfinanzierungs-
quote führen, lässt sich angesichts der Vielzahl poten -
zieller Wirkungskanäle jedoch höchstens im Einzelfall
beurteilen.

Annahmen und berücksichtigte Effekte in der
Input-Output-Analyse

In den vorangegangenen Abschnitten wurde argumen-
tiert, dass die modelltheoretischen (effektbezogenen)
Annahmen erhebliche Auswirkungen auf Art und Um-
fang der berücksichtigten Fördereffekte haben. Glei-
ches gilt aber auch für diejenigen Annahmen, die durch
die Wahl einer Methode zur Quantifizierung der ein -
zelnen Fördereffekte als zutreffend angesehen werden
(methodenbezogene Annahmen). Dies soll exempla-
risch für die Input-Output-Analyse verdeutlicht werden.
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Die Input-Output-Analyse wird gegenwärtig am häufigs -
ten verwendet, um die kurzfristigen gesamtwirtschaft -
lichen Wirkungen einer Förderung zu ermitteln.4 Ihr
 wesentlicher Vorteil besteht darin, dass sie auf den em-
pirisch beobachteten gütermäßigen Verflechtungen in
einer Volkswirtschaft beruht. Diese Verflechtungen wer-
den in der Input-Output-Tabelle dargestellt.5

Basierend auf der Input-Output-Tabelle können 
die ökonomischen Wirkungen eines (förderbedingten)
Nachfrageschocks im unmittelbar betroffenen Sektor
und der vollständigen Vorleistungskette (d. h. die direk-
ten und indirekten Effekte) ermittelt werden. Dadurch
lassen sich förderinduzierte Steigerungen u. a. des in-
ländischen Bruttoproduktionswertes, der Bruttowert-
schöpfung und der Arbeitnehmerentgelte abbilden. Der
eigentliche Beschäftigungseffekt lässt sich aber nur
über weitere Annahmen ermitteln (beispielsweise der
Annahme, dass keine zusätzlichen Überstunden ein -
geführt werden). Ausgehend von den zusätzlichen
 Arbeitnehmerentgelten und Annahmen über deren Ver-
teilung auf die einzelnen Gütergruppen können zudem
bei Bedarf einkommensinduzierte Zweit- und Dritt -
rundeneffekte berechnet werden. Letzteres bedeutet
aber, dass in keynesianischer Tradition eine zusätzliche
Nach fragewirkung des erwirtschafteten Einkommens
unterstellt wird.

Zur Berechnung des direkten, des indirekten und
gegebenenfalls des einkommensinduzierten Effekts
 unterstellt die Input-Output-Analyse eine linear-limi -
tationale Produktionsfunktion (sogenannte Leontief-
Produktionsfunktion) und Unterbeschäftigung aller Pro-
duktionsfaktoren.6 Die Annahme der Leontief-Produk -
tionsfunktion besagt, dass zur Produktion einer Einheit
eines bestimmten Gutes eine ganz bestimmte, über die
Inputkoeffizienten vorgegebene Kombination von Vor-
leistungsgütern nötig ist. Diese Kombination ist un -
veränderlich. Daher lassen sich mit der Input-Output-
Analyse angebotsseitige Effekte –  zum Beispiel über
förderinduzierte Innovationen – nicht ermitteln. Zudem
impliziert diese Annahme, dass Substitutionseffekte bei
der Nutzung von Produktionsfaktoren nicht auftreten.
Eine zweite wichtige Annahme ist die Unterbeschäfti-
gung: Alle Güter und ihre entsprechenden Vorleistungs-
produkte können in beliebiger Menge produziert wer-
den und es stehen unbegrenzt Produktionsfaktoren zur
Verfügung. Indem sie begrenzende Effekte der Faktor-
auslastung ignoriert, schließt die Input-Output-Ana-
lyse das Auftreten knappheitsbedingter Verdrängungs-
effekte aus.

Mitnahmeeffekte, förderbedingte Substitution von
Gütern und Finanzierungseffekte werden in der Input-
Output-Analyse zunächst nicht berücksichtigt. Hierfür
ist eine modell-externe Modifikation des Nachfrage -

schocks unter Verwendung weiterer Annahmen not-
wendig. Durch Integration der vollständig veränderten
Nachfragestruktur in den Primärimpuls ließen sich aber
auch die gesamtwirtschaftlichen Wirkungen dieser Ef-
fekte in der Input-Output-Analyse abbilden.

Fiskalische Rückflüsse

Sind die ökonomischen Wirkungen einer Förderung be-
stimmt, können die aus ihnen zu generierenden fiskali-
schen Rückflüsse berechnet werden. Diese Rückflüsse
werden über Mehreinnahmen und Minderausgaben re -
alisiert. Mögliche Mehreinnahmen fließen über Steuern
an die öffentlichen Haushalte sowie über zusätz liche
Beiträge an die Sozialversicherungsträger zurück. Rück-
flüsse über Minderausgaben stützen sich vornehmlich
auf den Beschäftigungseffekt einer Förderung und fallen
bei den Sozialversicherungen an.

Bei der Ermittlung der Rückflüsse müssen auch
 Mitnahme-, Substitutions- und Verdrängungs- und
 Finanzierungseffekte sowohl bei privatwirtschaftlichen
In vestitionen als auch bei öffentlicher Kofinanzierung
beachtet werden. Auch wirkt sich eine förderinduzierte
Substitution bei Konsum- oder Investitionsgütern über
Mindereinnahmen möglicherweise negativ auf die Rück-
flüsse aus. Ein typisches Beispiel hierfür ist der Kon-
sumrückgang an konventionellen Treibstoffen durch die
Förderung von Bio-Kraftstoff.

Welche Rückflüsse letztendlich in die Berechnung
der Selbstfinanzierungsquote einfließen dürfen bzw.
müssen, hängt stark von der Fragestellung der Unter-
suchung ab. Ist es das Ziel, die gesamtwirtschaftlichen
Rückflüsse zu ermitteln, so ist es zulässig, den „Staat“
insgesamt als Fördermittelgeber und Rückflussempfän-
ger zu sehen. Sollen hingegen Aussagen zur Wirkung
der Förderung auf einzelne öffentliche Haushalte getrof-
fen werden, so erfordert dies erstens, die Fördermittel-
geber eindeutig zu benennen, und zweitens, mögliche
Rückflüsse exakt den jeweiligen Fördermittelgebern
 zuzurechnen. Als Fördermittelgeber treten in der Regel
die einzelnen öffentlichen Haushalte (Bund, Länder,
 Gemeinden) oder die Europäische Union auf. Förder-
programme werden allerdings häufig von mehreren
öffent lichen Fördermittelgebern kofinanziert. Dies erfor-
dert für die Berechnung der Selbstfinanzierung eine
 klare Trennung nach den Mittelgebern. Wie JANSSEN-
TIMMEN und VON LOEFFELHOLZ (2004) gezeigt haben, kön-
nen abhängig von der föderalen Ebene sehr unter-
schiedliche Selbstfinanzierungsquoten ermittelt werden.

Bei der Ermittlung fördermittelgeberspezifischer
Selbstfinanzierungsquoten sind auch horizontale und
vertikale Ausgleichsmechanismen (beispielsweise der



diese Annahmen haben einen Einfluss auf die Höhe der
prognostizierten Effekte.

Idealerweise verbinden sich alle effekt- und methoden-
bezogenen Annahmen zu einem konsistenten, theo -
retischen Modell, in dem die Wechselwirkungen der
einzelnen Annahmen untereinander widerspruchsfrei auf -
gelöst sind.7 Diese Forderung ist zugegebenermaßen
nur schwer zu erfüllen. Die Komplexität der ökonomi-
schen Verflechtungen der einzelnen Akteure wird zu
weiten Teilen der Grund sein, weshalb viele Unter -
suchungen eine eher heuristische Herangehensweise
bei der Berechnung der Selbstfinanzierungsquote wäh -
len. Doch Komplexität ist kein Grund, die den  Be rech -
nungen zugrunde liegenden Annahmen zu verschwei-
gen. Denn nur, wenn alle Annahmen bekannt sind,
können sie vor dem realen wirtschaftlichen Hintergrund
reflektiert und die ermittelten Fördereffekte belastbar
eingeordnet werden.

Sind die gesamtökonomischen Wirkungen der För-
derung bestimmt, können die aus ihnen resultierenden
fiskalischen Rückflüsse bestimmt werden. Die Berech-
nung darf sich aber nicht nur auf die zusätzlichen Ein-
nahmen und Ausgabeneinsparungen beschränken, son-
dern muss auch entgangene Einnahmen (beispielsweise
durch Substitutionsaktivitäten) berücksichtigen. Aus der
Gegenüberstellung derjenigen Rückflüsse, die dem je-
weiligen Fördermittelgeber zuzurechnen sind, und den
von ihm verausgaben Fördermitteln lässt sich schließlich
die Selbstfinanzierungsquote berechnen.
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Fazit

Die vorangegangene Diskussion hat gezeigt, dass zur
Berechnung der Selbstfinanzierungsquote einer Förde-
rung zunächst die gesamtökonomische Wirkung der
Förderung zu analysieren ist. Hierbei kann zwischen in-
tendierten Effekten und nicht-intendierten Effekten unter-
schieden werden. Die intendierten Effekte fallen aufgrund
des positiven Impulses im geförderten Bereich an. Die
nicht-intendierten Effekte fallen dagegen in nicht-geför-
derten Bereichen an. Der Umfang der verschiedenen
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derten Bereich, desto geringer sind die substitutions -
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chen und desto größer sind die von der Verwendung der
mitgenommenen Mittel ausgehenden positiven Impulse
in den nicht-geförderten Bereichen.

Soll die Selbstfinanzierungsquote einer Förderung
ex-ante berechnet werden, sind daher Annahmen über
Art, Umfang und Wirkungsweise der einzelnen Effekte zu
treffen. Allerdings determinieren die Annahmen wieder-
um das Ergebnis. Insofern erscheint es notwendig, in
Untersuchungen zur Selbstfinanzierungsquote alle An-
nahmen zu den einzelnen Effekten explizit darzustellen.
Neben diesen effektbezogenen Annahmen müssen aber
auch diejenigen Annahmen explizit benannt werden, die
durch die Wahl einer Methode zur Quantifizierung der
einzelnen Fördereffekte als zutreffend angesehen wer-
den. Die meisten Untersuchungen zu Selbstfinanzie-
rungsquoten berechnen die ökonomischen Effekte einer
Förderung mit Hilfe der Input-Output-Analyse und er -
kennen daher deren Annahmen als zutreffend an. Auch
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1 Eine Ausnahme dieser Regel läge vor, wenn durch die Förderung eine
gering besteuerte Aktivität verdrängt und eine hoch besteuerte Aktivität
ausgeweitet wird.

2 Die Umweltprämie wurde von der Bundesregierung im Rahmen des
Konjunktur pakets zur Bekämpfung der negativen wirtschaftlichen Folgen
der Finanz- und Wirtschaftskrise 2008/2009 eingeführt.

3 Überdies ist darauf zu achten, ob angesichts der „Schuldenbremse“
überhaupt Spielräume für eine Kreditaufnahme bestehen.

4 Neben den bereits genannten Studien wird die Input-Output-Analyse
unter anderem in den Untersuchungen von HARDT et al. (2006), MADLENER

und KOLLER (2005) sowie STEDEN und BORNEMANN (2007) verwendet.
5 Für weitere Informationen zu den Input-Output-Tabellen und zur Input-

Output-Analyse vgl. auch STATISTISCHES BUNDESAMT (2010).
6 Die folgende Darstellung konzentriert sich auf statische Input-Output-

Modelle. Dynamische Input-Output-Analysen sind wesentlich flexibler,
aber auch komplexer. Sie werden vergleichsweise selten bei der Berech-
nung von Selbstfinanzierungsquoten eingesetzt und sollen daher an die-
ser Stelle nicht näher diskutiert werden.

7 Werden beispielsweise einkommensinduzierte Produktionssteigerungen
qua effektbezogener Annahme ausgeschlossen, darf auch die Quantifizie-
rungsmethode der artige Zweit- und Drittrundeneffekte nicht berücksichtigen.




